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4 Haftung dem Grunde nach

BGH, Urt. V. 01.07.2025, VI ZR 357/24:

Umfang der Substantiierungspflicht zur Glätte sowie ein die 
Haftung des Streupflichtigen ausschließendes Mitverschulden 
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Sachverhalt

• Klägerin (80) stürzt am 08.02.2021 nachmittags auf eisglattem 
Gehweg vor dem Grundstück des Beklagten

• Im Klageverfahren trägt sie sinngemäß vor, es sei seit Tagen nicht 
mehr gestreut worden.

• Als sie die Eisglätte bemerkt habe, habe sie den Straßenseite 
wechseln wollen, sei in dem Moment jedoch bereits gestürzt.

• Der Beklagte erwidert, die komplette Gehwegfläche sei geräumt und 
gestreut gewesen.

• LG: Klageabweisung
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Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main: 

§ 522 Abs. 2 ZPO



Nichtzulassungbeschwerde:  
erfolgreich

1. Behauptung, die Klägerin habe nicht ausreichend vorgetragen=

       Verletzung des rechtlichen Gehörs:

      - Räum- u. Streupflicht setzt eine allgemeine Glätte (konrete Gefahr)

        voraus, wenn auch nicht im gesamten Gemeindegebiet

      - zum Unfallzeitpunkt muss auf Grund der Wetter-, Straßen-, Wege-

        lage bereits oder noch eine Streupflicht bestanden haben

      - diese muss schuldhaft verletzt worden sein

=> Anforderungen an den Vortrag dürfen nicht überspannt werden

=> Tatsachen, die in Verbindung mit einem Rechtssatz das geltend 

      gemachte Recht in der Person der Partei entstanden erscheinen

     lassen
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Konkret:
• Der erstinstanzliche Vortrag, bei Temperaturen um 0° habe Glättebildung 

geherrscht, für den auch ein Gutachten angeboten wurde, muss bei 
verständiger Würdigung so verstanden werden, dass Glättebildung 
behauptet wurde (insb. auch als Erwiderung auf das Bestreiten 
des Beklagten)

• Das Beweisangebot zeige, dass es sich um allgemeine Glätte gehandelt 
haben soll.

• Die Klägerin habe behauptet, auf dem Gehweg vor dem Grundstück des 
Beklagten sei es vereist und die Nachbargrundstücke gestreut gewesen.

• Die Klägerin musste nicht vortragen, welche weiteren Voraussetzungen – 
neben der Temperatur – zur allgemeinen Glätte geführt haben.
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2. Keine 
Zurückweisung 
nach 
§ 531 Abs. 2 ZPO

• Der "nachgeschobene" Vortrag, die 
Temperaturen hätten hessenweit unter dem 
Gefrierpunkt gelegen war kein neues, 
sondern den erstinstanzlichen Vortrag 
konkretisierendes Vorbringen und stand 
auch nicht im Widerspruch zu diesem

• Selbst wenn es neues Vorbringen gewesen 
wäre, hätte keine Zurückweisung erfolgen 
dürfen, weil das LG in der mündlichen 
Verhandlung einen Hinweis zur Schlüssigkeit 
der Klage hätte erteilen und 
Schriftsatznachlass gewähren müssen. 
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Mitverschulden?

Das OLG hat die höchstrichterlichen Grundsätze zum 
haftungsausschließenden Mitverschulden verkannt!

Ein solcher Verursachungsbeitrag kann nur angenommen werden, 
wenn das Handeln des Geschädigten von einer ganz besonderen, 
schlechthin unverständlichen Sorglosigkeit gekennzeichnet war 

(BGH VersR 2013, 1322, Rn. 27) - Darlegungs-/Beweislast: Beklagte

Das OLG ist rechtsfehlerhaft davon ausgegangen, dass das bloße 
Erkennen der Eisfläche genüge, um die Pflichtverletzung des 
Schädigers hinter dem Verursachungsbeitrag des Geschädigten 
zurücktreten zu lassen.
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Haftung der Höhe nach

BGH Urteil vom 14.10.2025 

VI ZR 24/25:

Substantiierungspflicht bei 
Haushaltsführungsschaden und 
Mehrbedarf
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Ausgangslage

• Verkehrsunfall mit unstreitiger Haftung dem Grunde nach

• Streit besteht zur Höhe: Schmerzensgeld, Verdienstausfall, Haushalts-

                                               führungsschaden, Mehrbedarf, RA-Gebühren

• über 2 Instanzen hat die Klägerin weiteres Schmerzensgeld und 
Verdienstausfall erhalten sowie die Freistellung von RA-gebühren und 
die Feststellung der Erstattung von zukünftigen mat. und immat. 
Schäden

• Haushaltsführungschaden und Mehrbedarf wurde in beiden 
Instanzen nicht zugesprochen
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Haushaltsführungsschaden
• OLG: unsubstantiiert, nicht nachvollziehbar, keine nachvollziehbare Begründung

   für geänderten Vortrag im Laufe des Verfahrens, widersprüchliche Angaben

• BGH: 

   - Anforderungen an den Parteivortrag dürfen nicht überspannt werden,               

     ansonsten liegt ein Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG vor

   - § 287 ZPO erleichtert nicht nur die Beweis-, sondern auch Darlegungslast

   - Vortrag kann im Laufe eines Verfahrens präzisiert, ergänzt und berichtigt 

     werden, alles andere obliegt der Beweiswürdigung; der Vortrag darf nicht unbe-

     rücksichtigt bleiben + ein geänderter Vortrag bedarf keiner nachvollziehbaren

     Begründung
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Sonstiger Mehrbedarf

• Schilderung punktueller Vorgänge genügt nicht

• Schilderung der Verrichtungen, bei denen derjenige Hilfe benötigt, 
der ansonsten alltäglliche Dinge allein erledigen kann

• Überspannte Anforderungen führen ebenfalls zu einem Verstoß gegen 
Art. 103 Abs. 1 GG
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Anspruch des 
Sachverständigen
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24
• Der Kläger, der ein Sachverständigenbüro für Unfallschäden an 

Kraftfahrzeugen betreibt, nimmt die Beklagte auf Zahlung von 
Sachverständigenvergütung nach Durchführung mehrerer 
Sachverständigenverfahren in Anspruch.

• Zwischen der Beklagten und ihren Versicherungsnehmern bestanden 
Kaskoversicherungsverträge, denen jeweils Allgemeine Bedingungen für die 
Kraftfahrtversicherung.

• Diese sehen in A.2.6 AKB bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Parteien des Versicherungsvertrages über die Höhe des Schadens oder 
über den Umfang der erforderlichen Reparaturarbeiten ein – 
obligatorisches – Sachverständigenverfahren vor.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24
A.2.6 Meinungsverschiedenheit über die Schadenhöhe (Sachverständigenverfahren)

• A 2.6.1 Bei Meinungsverschiedenheit über die Höhe des Schadens 
einschließlich der Feststellung des Wiederbeschaffungswerts oder über den 
Umfang der erforderlichen Reparaturarbeiten muss ein 
Sachverständigenausschuss entscheiden.

• A 2.6.2 Für den Ausschuss benennen Sie und wir je einen 
Kraftfahrzeugsachverständigen. Wenn Sie oder wir innerhalb von zwei 
Wochen nach Aufforderung keinen Sachverständigen benennen, wird dieser 
von dem jeweils Anderen bestimmt.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24

• A 2.6.3 Soweit sich der Ausschuss nicht einigt, entscheidet ein weiterer 
Kraftfahrzeugsachverständiger als Obmann, der vor Beginn des Verfahrens 
von dem Ausschuss gewählt werden soll. Einigt sich der Ausschuss nicht 
über die Person des Obmanns, wird er über das zuständige Amtsgericht 
benannt. Die Entscheidung des Obmanns muss zwischen den jeweils von 
den beiden Sachverständigen geschätzten Beträgen liegen.

• A 2.6.4 Die Kosten des Sachverständigenverfahrens sind im Verhältnis des 
Obsiegens zum Unterliegen von uns bzw. von Ihnen zu tragen. Hinweis: 
Bitte beachten Sie zum Rechtsweg N.1.3.
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Nach Eintritt von Versicherungsfällen machten die Versicherungsnehmer 
Ansprüche aus den Kaskoversicherungsverträgen geltend und traten ihre 
Forderungen jeweils an die die Reparatur durchführende Werkstatt ab. In der 
Folgezeit kam es zur Einleitung von Sachverständigenverfahren durch das 
jeweils vom Versicherungsnehmer als Ausschussmitglied benannte 
Sachverständigenbüro. Dieses benannte in 13 Fällen jeweils den Kläger als 
Ausschussmitglied der Beklagten, nachdem jene von dem ihr zustehenden 
Recht, einen Sachverständigen zu benennen, innerhalb der Frist nach A.2.6.2 
Satz 2 AKB keinen Gebrauch gemacht hatte beziehungsweise – in einem Fall – 
der von ihr benannte Sachverständige sich nicht meldete.

11/13/2025 17

BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24



V
erkeh

rsrech
t A

ktu
ell | III. Q

u
artal 2

0
2

4

Der Kläger meint, ihm stehe wegen der von ihm abgerechneten 
Tätigkeiten ein „Direktanspruch“ gegen die Beklagte zu. Das 
Landgericht hat seine Klage auf Zahlung von 12.682,27 € nebst 
Zinsen abgewiesen. Die dagegen gerichtete Berufung ist 
erfolglos geblieben. Mit seiner Revision verfolgt der Kläger sein 
Klagebegehren mit Ausnahme eines Teilbetrages in Höhe von 
981,75 € für in einem Fall abgerechnete Leistungen weiter.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24

• Die Annahme einer vertraglichen Verpflichtung der 
Beklagten im Wege der Stellvertretung scheide aus. Insoweit 
fehle es jedenfalls an einer Vertretungsmacht der jeweiligen 
Versicherungsnehmer. Gegen die Annahme einer – im 
Rahmen der Regelung des A.2.6.2 Satz 2 AKB konkludent 
erteilten – Vollmacht spreche, dass die Klausel nur von dem 
Recht zur Benennung des Sachverständigen spreche, nicht 
aber von dessen Beauftragung.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24

• Ein Anspruch folge auch nicht aus den Grundsätzen der 
Geschäftsführung ohne Auftrag. 

• Dies ergebe sich in einigen Fällen bereits daraus, dass die 
Übernahme der Tätigkeit durch den Kläger mit Blick auf den 
jeweils zuvor zum Ausdruck gekommenen Willen der 
Beklagten, kein Sachverständigenverfahren durchzuführen, 
gerade nicht ihrem wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
entsprochen habe. 
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24
Im Schrifttum aber streitig.

Beckmann in Berliner Kommentar zum VVG, § 64 Rn. 18; Johannsen in 
Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 84 Rn. 41; Möller in Bruck/Möller, VVG 8. Aufl. § 64 
Anm. 26; Voit in Prölss/Martin, VVG 32. Aufl. § 84 Rn. 37; Heinrich, Das 
Sachverständigenverfahren im Privatversicherungsrecht, 1996 S. 114 ff., 126 ff.; 
Clasen, JRPV 1927, 353, 355; zum Schiedsgutachtervertrag s. Rauscher, Das 
Schiedsgutachtenrecht unter besonderer Berücksichtigung der Regelungen der 
Praxis des Massenverkehrs, 1969 S. 246; offenlassend OLG Celle r+s 2024, 63 Rn. 7 
[juris Rn. 19].

BeckOK-VVG/Car, § 84 Rn. 41 [Stand: 1. Mai 2025]; Martin, Sachversicherungsrecht 
3. Aufl. Y I Rn. 79; BeckOK-StVR/Rixecker, § 84 VVG Rn. 18 [Stand: 15. April 2025]; 
Wussow, Feuerversicherung 2. Aufl. § 15 AFB Anm. 3 [S. 534]; Sieg, VersR 1965, 
629, 635
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4 BGH: Der Regelung in A.2.6.2 Satz 2 AKB lässt sich eine Vollmacht 
zum Abschluss eines Vertrages mit dem Sachverständigen im 
Namen der zur Benennung des Sachverständigen aufgeforderten 
Vertragspartei nicht entnehmen.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 
IV ZR 199/24

Er erkennt das Recht, den 
Sachverständigen zu benennen.

Er erwartet dagegen nicht, dass mit 
dem Übergang des 
Benennungsrechts auf die andere 
Partei die Erteilung einer Vollmacht 
für den Abschluss eines Vertrages mit 
dem benannten Sachverständigen im 
Namen der Gegenpartei verbunden 
ist.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24

• Mit dem Sachverständigenverfahren wird bezweckt, dass die 
Schadensregulierung möglichst rasch mit sachverständiger Hilfe erledigt 
wird und kein – möglicherweise langwieriger und kostspieliger – Streit vor 
den staatlichen Gerichten um die oftmals komplizierte 
Schadensfeststellung ausgetragen wird.

• Dieses Ziel sichert die Klausel in A.2.6.2 Satz 2 AKB, indem sie der 
Vertragspartei, die ihren Sachverständigen benannt hat, ein Mittel an die 
Hand gibt, die zeitnahe Bildung des Sachverständigenausschusses auch 
gegen den Widerstand der anderen Vertragspartei und bei deren 
Untätigkeit zu ermöglichen.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24
• Zwar wird der Versicherungsnehmer, der den weiteren Sachverständigen in dem Fall 

bestimmt, in dem der Versicherer nach Aufforderung dessen Benennung unterlässt, 
durch die Erteilung des Gutachtenauftrags seinerseits vertraglich verpflichtet und läuft 
damit Gefahr, die Kosten – je nach dem Ergebnis der Entscheidung des 
Sachverständigenausschusses (A.2.6.4 AKB) – erst nach Durchführung des 
Sachverständigenverfahrens und zudem gegebenenfalls erst nach einer gerichtlichen 
Entscheidung ersetzt zu erhalten. Dabei handelt es sich aber um eine typische 
Konfliktlage bei einem Streit im Deckungsverhältnis zwischen Versicherungsnehmer und 
Versicherer. 

• Weder wird dadurch für sich genommen das Kostenrisiko auf den Versicherungsnehmer 
verlagert noch verschärft es sich zusätzlich in dem Fall, in dem es nicht zu einer 
Entscheidung des Sachverständigenausschusses kommt und deshalb der für die – 
endgültige – Kostenverteilung nach A.2.6.4 AKB maßgebliche Grad des Obsiegens und 
Unterliegens nicht festgestellt werden kann.
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BGH, Urt. v. 09.07.2025 – IV ZR 199/24

Macht der Versicherungsnehmer in einem solchen Fall hinsichtlich des weiteren 
Sachverständigen von seinem Bestimmungsrecht Gebrauch, steht ihm bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen für das Sachverständigenverfahren das 
durch die Regelung in A.2.6.2 AKB eingeräumte Recht zu, auch ihm gegenüber 
den Gutachtenauftrag zu erteilen. 

Er besorgt damit zugleich ein ihm durch die Klausel übertragenes Geschäft des 
Versicherers (§ 662 BGB). Insoweit steht ihm hinsichtlich seiner Aufwendungen 
gegen den Versicherer, der auf Verlangen Vorschuss zu leisten hat (§ 669 BGB), 
ein auf Befreiung von der Honorarverbindlichkeit gerichteter Ersatzanspruch aus § 
670 BGB zu.
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BGH 
Urteil vom    

07.10.2025 
VI ZR 246/24

Anspruch auf Nutzungsentschädigung
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Sachverhalt

• Klägerin least einen Porsche bei A und überlässt 
ihn N zur Nutzung

• dieser erleidet bei einem unverschuldeten 
Unfall einen wirtschaftlichen Totalschaden

• A mietet bis zur Ersatzbeschaffung einen Citroen 
DS 3 Cross und überlässt ihn der Klägerin und N

• die Klägerin begehrt zunächst 
Mietwagenkosten, auf die auch eine Teilzahlung 
erfolgt und stellt dann unter Anrechnung dieser 
auf die Erstattung von Nutzungsentschädigung 
um

• der Beklagte leistet keine Zahlung

• AG: Klageabweisung; LG: stattgegeben
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BGH:

• Für Verletzung des unmittelbar berechtigten Besitzes kann Schadenersatz geschuldet werden, auch Nutzungsentschädigung

• Aktivlegitimiert war N, der seine Ansprüche an die Klägerin abgetreten hat

• Nutzungswille und -möglichkeit, Entbehrung muss fühlbar sein

• Hieran fehlt es, wenn ein Zweitfahrzeug vorhanden ist oder ein Dritter ein Ersatzfahrzeug zur Verfügung stellt, dessen 
Nutzung zumutbar ist.

• Allerdings unterliegt es einer normativen Wertung, ob der Schädiger sich hierauf berufen kann. Zwar soll er nicht 
begünstigt werden, wenn aber der Dritte seinerseits aus dem Unfall Ansprüche gegen den Schädiger stellen kann (wie 
vorliegend der Eigentümer A), ist die Zahlung einer Nutzungsentschädigung ausgeschlossen.

• Die Nutzung des Citroen war dem Porschefahrer auch zumutbar.
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OLG 
Stuttgart 

Urteil vom 
27.05.2025 
6 U 149/24

Anwaltsgebühren/

Aktivlegitimation
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Sachverhalt
• Kläger beauftragt seine Bevollmächtigten nach einem Unfall mit der Schadenregulierung, dieser 

behauptet Eigentum und fordert Schadenersatz in Höhe von rund 28.000 € sowie Erstattung 
außerger. RA-Gebühren in Höhe rund 3.650,00 €.

• Im Klageverfahren bestreiten die Beklagten das Eigentum. Der Bevollmächtigte des Klägers stellt 
nun klar, dass das Fahrzeug finanziert war und macht für den Kläger weiter die Ansprüche der 
Bank im eigenen Namen und auf eigene Rechnung geltend.

• LG spricht 25.000 € Fahrzeugschaden zu sowie Nutzungsausfall, SV-Kosten und Kostenpauschale 
an den berechtigten Besitzer sowie aus den letztgenannten Beträgen außergerichtliche RA-
gebühren.

• Mit der Berufung begehrt der Kläger RA-gebühren, bei deren Berechnung der fahrzeugschaden 
mit berücksichtigt wird, denn zum einen habe es von Anfang an (Vollmacht) dem Willen der Bank 
entsprochen, dass der Darlehensnehmer die Ansprüche in eignem Namen geltend macht. 
Zudem habe dieser auch eigene Ansprüche wegen der Verletzung seines berechtigten 
Besitzes sowie des Anwartschaftsrechts. 
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Berufung 
hatte keinen 
Erfolg!

• Schadenersatz umfasst auch die Rechtsverfolgungskosten, soweit sie erforderlich 
und zweckmäßig waren (BGH Urt.v. 02.11.2021 -    VI ZR 731/20) 

• Kosten die bei der Verfolgung eines unbegründeten Anspruchs entstehen, können 
dem Schädiger nicht als Folge des Handelns zugerechnet werden.

• Vortrag, die Sicherungsübereignung habe nicht stattgefunden, war verspätet.

• Außergerichtliche rechtsverfolung entbehrt einer Grundlage:

   1. Zwar hat die Bank die Befugnis zum Vorgehen der Bevollmächtigten erteilt und

        auch eine Rückwirkung könnte erwogen werden, allerdings hätte dann von 

        Anfang an offengelegt werden müssen, dass ein fremdes Recht in eigenem

        Namen geltend gemacht wird.

    2. Schadenersatzansprüche als berechtigter Besitzer wurden vorgerichtlich nicht

        geltend gemacht. Im Gegenteil: der Fahrzeugschaden wurde auf Basis des Wieder-

        beschaffungswertes abgerechnet.
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Verkehrsstrafrecht
Oberlandesgericht Celle

Urteil vom 21.08.2025
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Sachverhalt

• Angeklagte täuscht Linksabbiegen an, biegt dann aber nach rechts ab

• Kollision mit dem Pkw der Zeugin trotz deren Vollbremsung

• Lackschaden: 1.792,20 €

• Angeklagte flüchtet, wird aber an der nächsten Ampel von der Zeugin 
eingeholt und zur Rede gestellt

• sie leugnet die Tat und entfernt sich abermals ohne die Prüfung 
abzuwarten,  ob am Fahrzeug der Zeugin Sachschaden entstanden ist 
und ggf. die erforderlichen Feststellungen treffen zu lassen 
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AG Hildesheim, Urteil vom 16.10.2024, Az. 116 Cs 42 Js 
20024/24 (72/24)
• Nach Beschränkung des Einspruches gegen den Strafbefehl auf die 

Rechtsfolgen verurteilt das Gericht zu einer Geldstrafe von 40 TS á 40 
€ und ordnet ein Fahrverbot von 3 Monaten an

• Begründung:

   1. Es liegt kein Regelfall nach § 69 Abs. 2 StGB vor. 

   2. Unabhängig vom Regelfall liegt auch keine Ungeeignetheit zum 

        Führen von Kfz vor, da die Angeklagte bislang weder straf-/buß-

        geldrechtlich in Erscheinung getreten sei und in der Verhandlung 

        Einsicht und Reue gezeigt habe.
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Kein Regelfall nach § 69 Abs. 2 Nr. 3 StGB
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OLG?
Aufhebung und Zurückverweisung an das AG Hildesheim

1. Tatsachenfeststellungen sind unvollständig, weil dem Urteil nicht zu 
entnehmen ist, von welchem Schadenumfang die Angeklagte beim Wegfahren 
ausgegangen ist(subjektive Merkmale § 69 Abs. 2 StGB !)

2. Wertgrenze: 2.000,00 €

3. Unterhalb dieser kommt die Entziehung der FE in Betracht, wenn sich aus der 
Tat die Ungeeignetheit zum Führen von Kraftfahrzeugen ergibt; aus dieser 
selbst und der Persönlichkeit. Besondere Rücksichtslosigkeit ggü. anderen 
Verkehrsteilnehmern zeigt charakterliche Mängel, die die Anordung der FE-
Entziehung rechtfertigen können, z.B. wenn sich der Täter entfernt, obwohl er 
auf den Unfall hingewiesen wurde. Dies zeigt ein hohes Maß an Gleichgültigkeit 
ggü. den Rechtsgütern und Interessen anderer.
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Wertgrenze

• Anhaltspunkte: - Preis- und Lohnentwicklung, Verbraucherindex

                               ABER: keine rein rechnerische Bestimmung (häufige

                               Neuberechnung!, Bestimmtheitsgebot!)

                               - 2024: 2.400 € durchschnittliches Nettoeinkommen

• Schutzgut: Interesse des Geschädigten, nicht auf dem Schaden 
hängen zu bleiben; außergewöhnliche Belastung beim Einsatz von 
mehr als der Hälfte des Nettoeinkommens, jedenfalls aber bei 2/3

• Relation zu den anderen Regelbeispielen: wirtschaftliche Schaden = 
erhebliches Gewicht
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LG Potsdam
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Sachverhalt

• Beschuldigte fährt am 3.10.24 gg. 3.50 mit einem E-
Scooter auf dem Radweg min. 150 m

• BAK gg 4.45 Uhr: 1,44 Promille

• Staatsanwaltschaft: Antrag § 111 a StPO

• AG Potsdam lehnt den Erlass des Beschlusses ab

• Staatsanwaltschaft erhebt Beschwerde, der das AG 
nicht abhilt

11/13/2025 Verkehrsrecht Aktuell | III. Quartal 2024 43



§ 111 a StPO
(1) Sind dringende Gründe für die Annahme 
vorhanden, daß die Fahrerlaubnis entzogen 
werden wird (§ 69 des Strafgesetzbuches), so 
kann der Richter dem Beschuldigten durch 
Beschluß die Fahrerlaubnis vorläufig 
entziehen.

§ 69 StGB
(1) 1Wird jemand wegen einer 
rechtswidrigen Tat, die er bei oder im 
Zusammenhang mit dem Führen eines 
Kraftfahrzeugs oder unter Verletzung der 
Pflichten eines Kraftfahrzeugführers begangen 
hat, verurteilt oder nur deshalb nicht 
verurteilt, weil seine Schuldunfähigkeit 
erwiesen oder nicht auszuschließen ist, so 
entzieht ihm das Gericht die Fahrerlaubnis, 
wenn sich aus der Tat ergibt, daß er zum 
Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet ist.
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Strafbarkeit § 316 StGB?
(1) Wer im Verkehr (§§ 315 bis 315e) ein Fahrzeug führt, obwohl er infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel nicht in der Lage ist, das 
Fahrzeug sicher zu führen.

• Fahrunsicherheit: Die Gesamtleistungsfähigkeit des Fahrzeugführers ist so weit herabgesetzt, dass 
er nicht mehr fähig ist, das Fahrzeug der jeweiligen Verkehrsart eine längere Strecke und auch 
beim plötzlichen Eintritt schwieriger Verkehrslagen sicher zu steuern (BGHSt 13, 83/90)

   

Feststellung: > 0,3 Promille + Ausfallerscheinungen (Relative Fahrunt.)

                           Absolute Fahruntüchtigkeit: das sichere Führen eines 

                           Fahrzeuges ist für jedermann, unabhängig von einzelnen

                           Fähigkeiten oder individueller Alkoholverträglichkeit mit

                           an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausge-

                           schlossen (medizinisch-naturwissenschaftliche Erkenntnisse - 

                           BGH NJW 1990, 2393/2394)
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BGH, Beschluss vom 13.04.2023, Az. 4 StR 439/22

• Bei einem E-Scooter mit einer bauartbedingten 
Hochstgeschwindigkeit von 25 km/h kann absolute Fahruntüchtigkeit 
auch bei einer BAK von 1,1 Promille angenommen werden

• Ob dies bei Elektrokleinstfahrzeugen nach § 1 Abs. 1 eKFV gilt, hat er 
hingegen offengelassen. In der Entscheidun BGH NJW 1990, 2393 
hatte der BGH nämlich darauf verwiesen, dass eine Übertragbarkeit 
nur nach empirischer und vergleichender Betrachtung im Hinblick auf 
Fahrdynamik, Unfall- und Verletzungsgefahren möglich ist.

ABER: obergerichtliche Rechtssprechung geht in der Regel – zu Unrecht 

            - von einer Übertragbarkeit aus
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Empirisch lässt sich derzeit ein Grenzwert mit den erforderlichen 
Grad der Sicherheit eher nicht bestimmen:

1. Ein Realveruch der Universität Düsseldorf mit begrenzter 
Aussagekraft, weil unter anderem nur relaive (nicht absolute) 
Leistungseinbußen ermittelt wurden.

2. Auswertung von Trunkenheitsfahrten 22/23 durch die 
Universität Greifswald lassen erheblich zweifel zu, ob niemand 
bei 1,1 Promille sicher einen E-Scooter führen kann.

3. Vergleichbarkeit mit bereits vorhandenen (und bereits 
bewerteten Fahrzeugen)?

        

         E-Scooter ist eigentlich weder mit Pkw/Kraftrad/Mofa noch   

         einem Fahrrad/Pedelac vergleichbar

        - Steuerung weniger komplex

        - bessere Rundumsicht

        - Radwegnutzngspflicht

        - Möglichkeit des Abspringens in Notsituationen
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Anwendbarkeit 
§ 69 StGB? 
(Rspr. 
uneinheitlich)

-, nach grammatischer, systematischer und histrorischer Auslegung:

1. Die Gesetzesbegründung spricht davon, dass nur Personen 
betroffen sein sollen, die im Besitz einer Fahrerlaubnis sind.

2. Die Fahrerlaubnisentziehung ist Rechtsfolge der 
Ungeeignetheit zum Führen von Kraftfahrzeugen. Die 
Untersagung des von keiner Erlaubnis abhängigen Fahrzeugen 
verbietet sich deshalb. 

3. Restriktive Auslegung vor Hintergrund der 
Gesetzesentwicklung, die Fahrräder ausnimmt. Gefährlichkeit 
E-Scooter entspricht der von Fahrrädern und Pedelacs.

4. Kraftfahrzeug wird in § 1 StVG definiert und gilt nur dort.
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Bei 
Anwendbarkeit 
von § 69 II 
StGB?

• Im Ausnahmefall muss die Ungeeignetheit im Wege 
einer Gesamtwürdigung vorgenommen werden:

   - Tatumstände

   - Täterpersönlichkeit

   - Nachtatverhalten

• Indizwirkung kann entfallen:

   - Bagatellfahrten

   - Tat weist persönlichkeitsfremde Züge auf

   - Tat erfolgte situationsbedingt; gleiche oder 
ähnliche Taten werden mit 

     Hinreichender Sicherheit in Zukunft nicht zu 
erwarten sein

11/13/2025 Verkehrsrecht Aktuell | III. Quartal 2024 49



Verkehrsordnungswidrigkeiten

OLG Köln, Beschluss v. 25.09.2025

1 ORbs 139/25 - 
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Sachverhalt
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Der bereits mehrfach verkehrsrechtlich in Erscheinung getretene Betroffene war am Tattag auf der BAB 59 
mit einem Pkw unterwegs.

Erhielt nach eigenen Angaben einE-Zigarette mit Display auf Brusthöhe und war mittels Tippbewegungen 
dabei die Stärke einzustellen. Hierbei hatte er den Blick vom Verkehrsgeschehen abgewandt.

Das Amtsgericht hat ihn hierfür zu einer Geldbuße in Höhe von 150 € verurteilt. 

Der Betroffene beantragt die Zulassung der Rechtsbeschwerde und rügt die Verletzung materiellen 
Rechts.



Zulassung der Rechtsbeschwerde zur Fortbildung 
des materiellen Rechts, § 80 Abs. 1 S. 1 1.Alt. OWiG

Begründung: 

Über die Frage, ob eine E-Zigarette mit Display und Einstellungsmöglichkeiten ein elektronisches gerät darstellt, 
dass im Sinne von § 23 Abs. 1 a StVO der Kommunikation, Information und Organisatzin dienst, wurde bislang 
noch nicht entschieden.

- E-Zigarette ist ein Berührungsbildschirm nach § 23 Abs. 1 a S. 2 StVO

- Seine Funktion wurde benutzt.

- Auch enthält es Informationen zur Dampfstärke, die dem Gerät auch dienen.

- Das Gerät hat Ablenkungspotential.

- Tippen auf dem Gerät ist dessen Benutzung.
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Verkehrsverwaltungsrecht

BayVGH

Beschluss v. 18.09.2025, 11 ZB 
25.637 -

 Aufhebung der MPU-
Begutachtungsanordnung
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Sachverhalt
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• Klägerin, Jahrgang 1946, FE-Besitz seit 1969 (Klasse3)

• 14.12.2022: Bitte der Tochter um Prüfung der Fahreignung unter Vorlage eines Arztberiefes, der unter anderem Delir bei 
vaskulärrer Demenz, Covid 19, eine Koronarerkrankung, Hypertonie mit eingeschränkter neugedächtnisleistung und 
weitere Funktionstörungen erwähnt und eines Betreuerausweises bis Mai 2023

• 12.01.2023 Aufforderung zur Vorlage eines ärztlichen Gutachtens

• Klägerin erklärt Einverständnis, legt aber kein Gutachten vor, sondern erscheint am 24.03.2.23 zur persönlichen 
Vorsprache, weil die angedrohte Entziehung der Fahrerlaubnis nicht rechtmäßig sei

• 06.04.2023Entziehung der Fahrerlaubnis

• Anfechtungsklage mit Vorlage zweier Gutachten aus Januar und Februar 2023 sowie eines Arztbriefes vom Mai 2023

• In der mündlichen Verhandlung vom 23.04.2023 verständigen sich die Parteien auf die Erstellung und Vorlage eines neuen 
Gutachtens, welches die Klägerin jedoch wieder nicht vorlegt. 

• Klageabweisung

• Antrag auf Zulassung der Berufung wegen ernstahfter Zweifel an der Richtigkeit des Urteils und Verfahrensmängeln
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Beibringungsanordnung vom 12.01.2023 war rechtmäßig: aus dem Arztbrief ergab sich ein Anfangsverdacht für eine 
Erkrankung nach Anlage 4 der FeV

Bis zum Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung können  neue Erkenntnisse dazu führen, dass die 
Beibringungsanordnung aufzuheben ist, wenn sich durch diese Bedenken gegen die Fahreignung auch ohne Vorlage 
des geforderten Gutachtens vollständig und eindeutig ausräumen lassen. Es dürfen aber keine Restzweifel verbleiben. 
Ursprüngliche Bedenken müssen eindeutig widerlegt werden.-> Weder Vorsprache am 24.03.2023 noch die im 
Klageverfahren nachgereichten Gutachten/Arztberichte erfüllen diesen Zweck.

Keine Verletzung des rechtlichen Gehörs: Fehlende Anhörung im behördlichen Verfahren kann nachgeholt werden. Zudem 
ist bei Ungeeignetheit die Fahrerlaubnis zwingend zu entziehen. Wenn die Klägerin sich weiter für geeignet hält, kann sie 
jederzeit die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis beantragen.



VGH München 
Beschluss vom 
24.09.2025 
11 Cs 25.1412

Entziehung der Fahrerlaubnis wegen 
nicht fristgerechter Beibringung des 
medizinisch – psychologischen 
Gutachtens
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• Klägerin/Antragstellerin fährt 3 Uhr nachts E-Scooter mit 
einer Blutalkoholkonzentration von 1,86 Promille

• 24.01.2022 Strafbefehl: 35 TS sowie Entziehung der FE mit 
einer Sperrfrist von 8 Monaten

• Einspruch mit anschließender Beschränkung auf die 
Rechtsfolgen

• Urteil: 25 TS, das die Fahrtstrecke kurz war und die Tat bei 
Nacht erfolgt ist, zudem konnte die Klägerin 
Abstinenznachweise vorlegen und die Teilnahme an einem 
verkehrspsychologischen Seminar + 1 Monat Fahrverbot, 
da die Entziehung der Fahrerlaubnis nicht angezeigt war

• 16.12.2024 Aufforderung der FE-behörde bis zum 
17.03.2025 ein MPU-Gutachten vorzulegen

• 30.04.2025 Entziehung der FE nach vorheriger Anhörung, 
da kein Gutachten vorgelegt wurde

• hiergegen richten Klage und ein Antrag im 
Eilrechtsschutzverfahren 
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Eilantrag (und damit voraussichtlich 
auch die Klage) haben keinen Erfolg

• § 3 Abs. 1 S. 1 StVG: Fahrerlaubnis ist zu entziehen, wenn Ungeeignetheit zum Führen von Kraftfahrzeugen 
besteht, insbesondere bei: Erkrankungen/Mängeln der Anlagen 4, 5 oder 6 FeV bzw., wenn erheblich oder 
wiederholt gegen verkehrsrechtliche Vorschriften/Strafgesetze verstoßen wird

• Anlage 4, Ziff. 8.1: wenn Alkoholmissbrauch vorliegt

• bei Eignungszweifeln ist die Beibringung eines Fahreignungsgutachtens anzuordnen

• § 13 Satz 1 Nr. 2 c FeV: MPU, wenn ein Fahrzeug im Straßenverkehr mit einer BAK von mehr als 1,6 Promille 
geführt wurde, auch ein E-Scooter ist ein solches Fahrzeug

• Wird das Gutachten nicht vorgelegt, darf auf die Ungeeignetheit geschlossen und die Fahrerlaubnis entzogen 
werden (§ 11 Abs. 8 S. 1 FeV)
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Die Feststellungen im 
Strafurteil binden die 
Fahrerlaubnisbehörde 
im vorliegenden Fall 
nicht!

• Besteht eine Bindungswirkung, erfasst diese das gesamte Verfahren, 
d.h. auch Vorbereitungsmaßnahmen wie die Anordnung einer 
Begutachtung.

• Verwaltungsbehörde und Strafgericht müssen denselben Sachverhalt 
beurteilen.

• Aus den Urteilsgründen muss sich sicher entnehmen lassen, dass uns 
mit welchem Ergebnis das Strafgericht die Fahreignung beurteilt hat. 
Umgekehrt: Keine Bindungswirkung, wenn das Strafurteil keine 
Ausführungen zur Fahreignung enthält oder Unklarheiten bestehen – 
auch in einem abgekürzten Urteil.

• Die Verhängung eines Fahrverbotes bedeutet nicht die 
stillschweigende Bejahung der Fahreignung. Auch nicht, nachdem im 
Strafbefehl zunächst eine Entziehung der Fahrerlaubnis angeordnet 
worden war. Ggf. habe der richter Zweifel gehabt, aber auf eine 
sachkundige Feststellung durch eine teure Begutachtung verzichtet 
und dies der Fahrerlaubnisbehörde überlassen wollen. 

• (Ohne Erfolg wendet sich die Antragstellerin im Übrigen auch gegen 
die Fragestellung in der Beibringungsanordnung nach einem 
gefestigten Einstellungs- und Verhaltenswandel im Hinblick auf die 
vorgelegten Abstinenznachweise.)  
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BERATUNGSPFLICHT

Die zweite Möglichkeit



Oliver Meixner
Fachanwalt für Versicherungsrecht

OLG Zweibrücken, Beschluss 
vom 27.10.2016 – 1 W 4/16 

• Wünscht ein Versicherungsnehmer vor Abschluss eines Kfz-Versicherungsvertrags 
im Hinblick auf den hohen Fahrzeugwert und die Vollfinanzierung des Kaufpreises 
seines Fahrzeugs eine umfassende Beratung, so hat der Versicherungsvertreter im 
Rahmen dieses Beratungsgespräches auch über eine 
Fahrerschutzversicherung aufzuklären.

• Der Kläger hat insoweit vorgetragen, er habe nie zuvor von einer 
Fahrerschutzversicherung gehört und habe mit dem Begriff nichts anfangen 
können.
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Oliver Meixner
Fachanwalt für Versicherungsrecht

OLG Zweibrücken, Beschluss 
vom 27.10.2016 – 1 W 4/16 

• In der Tat ist das Versicherungsprodukt der Fahrerversicherung unter der 
Bevölkerung noch nicht so weit verbreitet, dass man davon ausgehen könnte, dass 
mit dem Schlagwort „Fahrerschutz“ eine konkrete Vorstellung von den damit 
versicherten Risiken verbunden wäre.

• Der Kläger hat auch dargelegt, dass er - wäre er durch den Versicherungsvertreter 
der Beklagten auf die Möglichkeit einer Fahrerschutzversicherung hingewiesen 
und über die hierdurch versicherten Risiken beraten worden - auch angesichts der 
vergleichsweise günstigen Beiträge  - eine solche Versicherung abgeschlossen 
hätte.
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Oliver Meixner
Fachanwalt für Versicherungsrecht

LG Erfurt, 
Urteil vom 
21.08.2019 -
8 O 1265/18 

AKB | Rechtsprechung 2025

• Seitens eines Kfz-Versicherers besteht 
eine - auch ungefragte - Pflicht zur 
Aufklärung und Beratung über die 
Fahrerschutzversicherung.

• In der Bevölkerung ist dieses 
Versicherungsprodukt noch nicht so 
bekannt und verbreitet, dass ein 
durchschnittlicher 
Versicherungsnehmer mit dem 
Stichwort "Fahrerschutz" konkrete 
Vorstellungen verbindet
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Oliver Meixner
Fachanwalt für Versicherungsrecht

LG Erfurt, Urteil vom 
21.08.2019 - 8 O 1265/18 

• Im konkreten Fall keine Vermutung beratungsgerechten Verhaltens

• Dass der Kläger am 30.08.2018 bei der Beklagten den Einschluss der Fahrer-Schutzversicherung 
verlangte, hält die Kammer aufgrund der Gesamtumstände für ein prozesstaktisches Verhalten.

• Mehrere handschriftliche Ergänzungen des Klägers im Antrag zeigen, dass er sich mit dessen 
Inhalt - und somit auch dem Fahrerschutz - eingehend beschäftigt hatte.

• Vergleichbares gilt für einen Neuvertrag für einen Zweitwagen des Klägers in 2018 (Unfall war am 
30.09.2017). Auch hier nahm der Kläger handschriftliche Änderungen in dem Antragsrücklauf vor. 
Unter anderem beantragte er hier einen Rabattschutz. Einen Fahrerschutz beantragte er 
gleichwohl nicht.
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Oliver Meixner
Fachanwalt für Versicherungsrecht

LG Erfurt, 
Urteil vom
21.08.2019 –
8 O 1265/18 

• Würde man davon ausgehen, dass hier die 
Vermutung beratungsgerechten Verhaltens 
greift, änderte dies nichts am Ergebnis.

• Der Anscheinsbeweis kann nämlich durch 
den Nachweis von Tatsachen entkräftet 
werden, die für ein atypisches Verhalten des 
Versicherungsnehmers im Falle 
pflichtgemäßer Beratung sprechen (s. nur 
BGH, Urteil vom 10. Mai 2012 - IX ZR 
125/10, Rn. 36).

• Die Beklagte hätte eine solche Vermutung 
erschüttert, aufgrund des angeführten 
Verhaltens des Klägers nach seinem Unfall.

• Damit obläge dem Kläger wiederum die 
Beweisführung im Sinne des § 287 ZPO, die 
ihm nicht gelingt.
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Die im Zusammenhang mit dem Antrag gestellten Gesundheitsfragen der 
Beklagten nach Krankheiten oder Beschwerden der Wirbelsäule (z.B. 
Bandscheibenvorfall) und nach Krankenhaus- und Reha-Aufenthalten, jeweils 
in den letzten fünf Jahren, beantwortete der Kläger dahingehend, dass er im 
Jahr 2016 eine Muskelverhärtung im Rücken „durch falsche Drehung beim 
Kochen“ sowie einen dreitägigen Krankenhausaufenthalt wegen einer 
Operation an den Rachenmandeln im März 2015 gehabt habe. 
Die übrigen Gesundheitsfragen (Krankheiten / Beschwerden) verneinte der 
Kläger. Die Frage nach der täglichen Einnahme von Medikamenten über 
einen Zeitraum von mehr als 14 Tagen in den letzten fünf Jahren verneinte er 
ebenfalls.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Der Kläger gab demzufolge nicht an, dass er sich zwei Wochen nach einer 
Bandscheibenvorfalloperation im August 2012 aufgrund einer Entzündung 
des Operationsbereiches wegen Rückenbeschwerden / Schmerzen im 
Operationsbereich / Kreuzschmerzen vom 18. September 2012 bis zum 9. 
November 2012 im Krankenhaus befand. Ebensowenig gab er an, dass er 
seit September 2012 bis Dezember 2012 mit Antibiotikum wegen einer 
Spondylodiszitis behandelt wurde, aufgrund der er vom 22. November 2012 
bis 31. Dezember 2012 arbeitsunfähig krankgeschrieben war, und an einer 
mäßig S-förmigen Skoliose cranialwärts litt.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Die Beklagte nahm den Antrag des Klägers ohne Risikoausschluss an. 
Das Versicherungsverhältnis begann am 1. November 2017 und sollte 
bestimmungsgemäß am 1. April 2053 enden.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Im August 2021 stellte der Kläger einen Antrag bei der Beklagten auf 
Leistungen aus der BU aufgrund bestehender Schulterbeschwerden. 
Die Beklagte nahm die Leistungsprüfung auf und forderte Unterlagen 
bei den behandelnden Ärzten sowie der Krankenkasse an. Mit 
Schreiben vom 15. November 2021 lehnte sie die Erbringung von 
Leistungen ab, erklärte die „Anfechtung“ wegen arglistiger Täuschung 
bei Antragstellung und trat zugleich von dem Vertrag zurück.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Der Kläger behauptet, er sei seit April 2021 wegen 
Schulterbeschwerden berufsunfähig in seinem Beruf als Maler und 
Lackierer. 

Nach der Operation im August 2012 habe er keine 
Bandscheibenprobleme mehr gehabt. Bei Antragstellung im Oktober 
2017 sei er davon überzeugt gewesen, dass der Krankenhausaufenthalt 
länger als fünf Jahre zurückgelegen habe. 

Er habe seine Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Die Beklagte hat den Versicherungsvertrag wegen arglistiger Täuschung 
wirksam angefochten mit der Folge der Nichtigkeit des Vertrages ex 
tunc, §§ 22 VVG, 142 BGB. Damit entfällt auch jedwede vom Kläger 
begehrte Leistungspflicht der Beklagten aus dem BU-Vertrag.

Nach § 123 Abs. 1 BGB kann derjenige, der zur Abgabe einer 
Willenserklärung durch arglistige Täuschung bestimmt worden ist, die 
Erklärung anfechten. Diese Anfechtungsmöglichkeit besteht auch 
zugunsten des Versicherers, § 22 VVG.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

In dem Verschweigen der unstreitig noch bestehenden Beschwerden in 
dem Fünf-Jahres-Zeitraum lag eine objektive Täuschungshandlung.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Für die Annahme von Arglist genügt die bewusste Falschbeantwortung 
von Fragen nicht. 

Vielmehr muss in subjektiver Hinsicht hinzukommen, dass der 
Versicherungsnehmer auf die Entschließung des Versicherers Einfluss 
nehmen will und sich daher bewusst ist, dass der Versicherer 
möglicherweise (bedingter Vorsatz genügt) seinen Antrag nicht oder 
nur unter erschwerten Bedingungen annehmen werde, wenn er die 
Wahrheit sagte. 

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Eine Vermögensschädigung braucht dabei nicht geplant zu sein. 
Überdies muss die Täuschung kausal für die Entschließung des 
Versicherers geworden sein, den Vertrag überhaupt oder zu den 
konkreten Konditionen abzuschließen.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

VM muss plausibel darlegen, wie und weshalb es zu den unstreitig 
objektiv falschen Angaben gekommen ist.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Bei der Beantwortung von Gefahrfragen ist bei Unkenntnis von den 
wahren Umständen und selbst bei gutem Glauben an die Richtigkeit 
der Angaben auch dann von Arglist auszugehen, wenn der Erklärende 
objektiv unrichtige Angaben "ins Blaue hinein" macht. 

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24

02.08.2022 Versicherungsrecht Aktuell | 4. Quartal 77



Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Wenn der Kläger – wie er erstinstanzlich noch behauptet hat – mit der 
Antragstellung extra so lange abgewartet haben will, bis die Fünf-
Jahres-Frist verstrichen gewesen sei, um den Vertragsabschluss nicht zu 
gefährden, muss er sich die Frage stellen lassen, warum er sich dann 
nicht vergewissert hat, dass die fünf Jahre tatsächlich abgelaufen 
waren. 

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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Arglistige Täuschung bei Antragsfragen durch Angaben „ins Blaue hinein“

Auf Grundlage der Angaben des Klägers gegenüber dem Senat im 
Termin vom 7. Juli 2025 – ihm sei bewusst gewesen, dass die Fünf-
Jahres-Frist erst zum Jahresende abgelaufen wäre, folglich habe er mit 
seiner Versicherungsmaklerin besprochen, dass diese den bereits 
vorausgefüllten Antrag erst nach Jahreswechsel im Jahr 2013 einreiche 
ist ein arglistiges Verschweigen der fortbestehenden Beschwerden nach 
dem Bandscheibenvorfall und der Behandlung der Spondylarthose erst 
recht festzustellen.

OLG Schleswig, Urteil vom 21.7.2025 - 16 U 118/24
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